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1 Einleitung 

Wer heute noch Wachstum propagiert, muss an mindestens zwei Wunder glauben, 
nämlich an die technische Entkopplung des Wohlstandes von knappen Ressourcen 
und von ökologischen Schäden. Hinter dieser Idee eines „grünen“ Wachstums 
verbirgt sich nicht nur eine unfassbare Realitätsferne, sondern auch ein moralisches 
Problem: Wie können wir das Schicksal der Menschheit allen Ernstes zum Spielball 
von Fortschrittswellen machen, die noch gar nicht eingetreten sind und von denen 
sich nicht beweisen lässt, dass sie je eintreten werden, geschweige denn die 
benötigten Problemlösungen zu liefern imstande sind, statt sich am Ende womöglich 
nur als Verschlimmbesserung zu entpuppen? Viele der vermeintlich nachhaltige(re)n 
Versorgungsstrukturen und Produkte verursachen systematisch mehr Schäden als 
sie vermeiden (materielle Rebound-Effekte). Obendrein lösen Ökologisierungs- und 
Effizienzfortschritte systematisch Nachfragesteigerungen aus, die den 
Entlastungseffekt überkompensieren können (finanzielle Rebound-Effekte).  

Insoweit die Entkopplungslogik scheitert, existieren keine per se nachhaltigen 
Produkte und Technologien, sondern nur nachhaltige Lebensstile. Was nützt es, ein 
Passivhaus zu bewohnen, ein Elektromobil zu fahren, Ökostrom zu beziehen, 
Bionade zu trinken etc., wenn derlei Dinge erstens das Resultat zusätzlicher 
Produktion sind und zweitens nur zur moralischen Kompensation all dessen dienen, 
was vom selben Individuum ansonsten praktiziert wird? Allein der desaströse 
Flugverkehr, die Lawinen an Elektroschrott und Einweggetränkeverpackungen oder 
die infolge des unbändigen Energiehungers notwendigen Landschaftsverwüstungen 
der sog. „Energiewende“ bei gleichzeitiger Entstehung monströser Kohlekraftwerke 
degradieren die vielen Nachhaltigkeitssymbole zur Lachnummer.  

Aber worin bestünde dann ein ehrlicher und funktionsfähiger Ausweg? Im Folgenden 
soll ausgehend von den Verwerfungen des derzeitigen Industriemodells für eine 
Postwachstumsökonomie plädiert werden. Sie vereint die soziale und räumliche 
Wiedereinbettung ökonomischer Prozesse. Angestrebt wird damit nicht nur die 
ökologische Verantwortbarkeit eines materiellen Wohlstandes, der entsprechend 
bescheiden zu dimensionieren wäre, sondern auch die Resilienz der resultierenden 
Versorgungsmuster. Dies beides setzt nicht nur einen Rückbau des entgrenzten 
Industriemodells, sondern an Sesshaftigkeit orientierte Lebensstile voraus. De-
globalisierte Wertschöpfungsketten, Konzepte der Regionalökonomie sowie 
handwerkliche Kompetenzen und urbane Subsistenz sind weitere Merkmale einer 
solchen Entwicklung. So neu ist das keineswegs. Haben uns nicht schon Leopold 
Kohr, Lewis Mumford, Nicolas Georgescu-Roegen, Fritz Schumacher, Ivan Illich, 
Marianne Gronemeyer, Gerhard Scherhorn und andere eine derartige Rückkehr zum 
menschlichen Maß nahe gelegt? Über den Luxus, derlei Ideen weiterhin ignorieren 
zu können, verfügen wir jetzt nicht mehr.   

 

 



 
2 Gründe gegen weiteres Wirtschaftswachstum  

2.1  Ist weiteres Wachstum ökonomisch durchhaltbar? 

Die auf permanenter Konsum- und Mobilitätssteigerung basierende Ökonomie 
moderner Industriestaaten stützt sich grob vereinfacht auf eine Ausgaben- und eine 
Einnahmenseite. Erstere umfasst den Aufwand an notwendigen Inputs, bei denen es 
sich um fossile Energieträger – in erster Linie Rohöl – und andere Ressourcen 
handelt. Mittlerweile vollzieht sich in etlichen ehemaligen Entwicklungsländern eine 
„Konsumrevolution“ (Myers/Kent 2005). Das Entstehen einer globalen Mittelschicht, 
erweitert um mehr als 1,1 Milliarden „neue Konsumenten“, treibt durch zusätzlich 
induzierte Güternachfrage die Rohstoffpreise nach oben. Während vor kurzem noch 
von „Peak Oil“ die Rede war, dürfte das damit bezeichnete Phänomen längst zum 
„Peak Everything“ (Heinberg 2007) gediehen sein. Entscheidend ist dabei nicht die 
absolute Reduktion der Fördermengen, sondern die infolge des 
Nachfragewachstums entfachte Preisdynamik, welche zur Erosion der ökonomischen 
Basis des vorherrschenden Wohlstandsmodells beiträgt. Schließlich existieren keine 
Güter und somit keine gesellschaftlichen Teilsysteme, die nicht von fossilen 
Rohstoffen abhängen. Schon die Stabilisierung des derzeitigen Versorgungsniveaus, 
erst recht aber dessen weiteres Wachstum wird damit zu einer Utopie. Auch die 
Einnahmenseite des nördlichen Wohlstandsmodells bröckelt. Sie stützte sich bislang 
auf Innovationsvorsprüngen im internationalen Wettbewerb. Durch Investitionen in 
das Bildungssystem, den Aufbau moderner Infrastrukturen und nicht zuletzt die 
globale Mobilität ihrer neuen Mittelschichten gelangen die Aufsteigernationen 
zusehends in die Lage, jene Märkte zu erobern, auf denen etablierte Industrieländer 
über entsprechende Exporterlöse ihren Konsum finanzieren.  

2.2 Stiftet Wachstum „Glück“? 

Die seit neuestem auch in den Wirtschaftswissenschaften viel beachtete 
„Glücksforschung“ führt zur Einsicht, dass eine Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens 
nach Erreichen einer bestimmten Höhe des Konsumniveaus keinen weiteren 
Zuwachs an Glück stiftet. Eine theoretische Begründung dieses Befundes, der sich 
für alle modernen Konsumgesellschaften empirisch verifizieren lässt, lieferte bereits 
Hirsch (1980). Demnach ist der Konsumnutzen vieler Güter symbolischer oder 
demonstrativer Art, prägt also das soziale Prestige, Distinktion oder die Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe. Derartige „positionale Güter“ sind von einem 
Wettbewerb geprägt, nämlich eine relative Position innerhalb einer expliziten oder 
impliziten sozialen Hierarchie zu erreichen. Somit sind Gewinne für einzelne nur 
durch die Verluste von anderen möglich. 

Folglich ist ein immer höherer Konsumaufwand vonnöten, um ein bestimmtes, 
keineswegs steigerbares Glücksempfinden zu behaupten: Mit jedem 
Wachstumsschub können bestimmte Konsumenten ihren Status verbessern. 
Insoweit dies zwangsläufig zulasten der relativen Position anderer geschieht, wird 
weiteres Wachstum benötigt, um deren gesteigerte Konsumnachfrage zu finanzieren. 



Diese Rückkopplung – Wachstum erzeugt die Notwendigkeit neuen Wachstums – 
hat weitere Wirkungen, die sich als Zeitknappheit offenbaren. Schließlich gründet die 
Lebenszufriedenheit auch auf zwischenmenschlichen Beziehungen, der Integrität 
des sozialen Umfeldes, Erfolg und Anerkennung auf Basis eigener Fähigkeiten, 
Gesundheit, Sicherheit und einer als intakt empfundenen Umwelt. Eine Glück 
stiftende Ausschöpfung dieser Potenziale erfordert kein Geld, sondern Zeit.  

Andererseits bedeutet die Finanzierung eines immer höheren materiellen 
Lebensstandards eine Maximierung der Erwerbsarbeit. Folglich verbleibt weniger Zeit 
für bislang in Eigenarbeit ausgeführte Tätigkeiten, wie z.B. die Kindererziehung, die 
Pflege des Haushalts oder eines Gartens, die nun ebenfalls in Konsumakte bzw. 
Dienstleistungen umgewandelt und finanziert werden müssen, was abermals den 
Bedarf an monetär entgoltener Arbeit erhöht.  

Die in modernen Konsumgesellschaften chronische Zeitknappheit führt zu einer 
zweiten Eskalation: Insoweit die Auswahl an käuflichen 
Selbstverwirklichungsoptionen geradezu explodiert, der Tag aber nach wie vor nur 24 
Stunden hat, fehlt die Zeit zu deren nutzenstiftender Ausschöpfung. Denn damit 
Konsumaktivitäten überhaupt wirksam werden können, muss ihnen ein Minimum an 
Aufmerksamkeit, folglich auch Zeit, gewidmet werden. Deshalb verschärft sich die 
Verwendungskonkurrenz um die nicht vermehrbare Ressource Zeit, insbesondere 
wenn sie sich auf eine immer größere Anzahl von Konsumobjekten verteilt. Jedem 
einzelnen davon wird ein zusehends geringeres Quantum an Aufmerksamkeit zuteil. 
Damit wird die minimal erforderliche Zeit zum Ausschöpfen konsumtiver Optionen 
zum höchsten Gut, das eben nicht gekauft werden kann. 

2.3 Ist „grünes“ Wachstum denkbar? 

Die unzähligen Versuche einer auf ökologischer Effizienz und Konsistenz 
beruhenden Entkopplung ökonomischer, in Geld gemessener Wertschöpfung von 
Schädigungen des Naturkapitals sind bislang bestenfalls gescheitert, haben 
ansonsten aber eine ökologische Verschlimmbesserung ausgelöst. Es geht eben 
nicht nur um eine „Energiewende“, sondern vor allem darum, Energie zu sparen – 
das wird besonders anschaulich durch die Folgen des Klimawandels. Der aus  
„erneuerbaren Energien“ stammende „ökologische“ Strom wurde bislang schlicht 
zum sonstigen Angebot addiert, statt dieses zu ersetzen. Das expandierende 
Elektrizitätsangebot speist indes eine stetige Aufrüstung der Haushalte und 
Arbeitsplätze mit „Energiesklaven“ jeglicher Art. Insofern sind die Erneuerbaren 
wahrlich ein Wachstumsgarant – erzielen aber gerade deshalb keinen Beitrag zur 
Umweltentlastung. Hinzu kommt, dass viele vermeintlich durch Effizienz oder 
erneuerbare Energien erzielte Fortschritte das Ergebnis einer Verlagerung 
ökologischer Probleme sind. Die energieintensiven Teile der Produktion finden nun 
eben in China, Indien etc. statt. So lässt sich die deutsche CO2-Bilanz mühelos 
aufhübschen. 

„Reboundeffekte“ – dieser Sammelbegriff umfasst jene Phänomene, die zum 
Fehlschlagen oder zur Wirkungslosigkeit des Versuchs führen, Wachstum von 



ökologischen Schäden zu entkoppeln – sind kein Zufall. Innerhalb eines Systems, 
dessen einzige Entwicklungsrichtung in der Expansion von Möglichkeiten liegt, wird 
selbst die Kritik an dieser Steigerungslogik letztlich derselben unterworfen, also in die 
Notwendigkeit weiteren Wachstums transformiert. Demnach entspräche die 
Energiewende einem Wachstum an Biogasanlagen, Photovoltaikelementen, 
Windkraftanlagen, Passivhäusern, Energiesparlampen, Hybridautos etc. Solange 
aber diese Maßnahmen erstens additiv sind und zweitens ihrerseits nie gänzlich 
ohne Energieinput (eingedenk der meist unterschätzten „indirekten“ Energie, die 
beispielsweise aufgewandt werden muss, um sparsamere Häuser oder Autos erst 
einmal zu produzieren) auskommen, droht ein doppeltes Dilemma. Dilemma 1: Wenn 
die zur Entkopplung notwendigen neuen Objekte die bisherigen, weniger 
nachhaltigen Artefakte nicht ersetzen, resultiert letztlich doch materielles Wachstum. 
Dessen Vermeidung würde voraussetzen den Güterbestand nicht zu erweitern, 
sondern ihn durch nachhaltigere Objekte zu ersetzen. Aber dann erfolgte anstelle 
eines Wachstums an vorhandenen Gütern ein Wachstum an materiellen 
Entsorgungsfällen. Dilemma 2: Selbst für den äußerst unwahrscheinlichen Fall, dass 
es gelänge, das erste Dilemma dergestalt zu lösen, dass keine Bestandsaufblähung 
eintritt und die Entsorgung der zu ersetzenden Objekte ökologisch verträglich gelingt, 
stellt sich die Frage, wie dann der Nettoeffekt auf das Bruttoinlandsprodukt 
überhaupt positiv sein kann. Denn den neuen Wertschöpfungsquellen steht die 
Stilllegung bisheriger Kapazitäten gegenüber (vgl. Paech 2012a).  

2.4 Trägt Wachstum zu sozialer Gerechtigkeit bei? 

Armutsbekämpfung durch ökonomisches Wachstum ist eng mit den behaupteten 
Vorteilen der internationalen Arbeitsteilung verwoben. Nun schließt die 
Hauptaussage der realen Außenwirtschaftstheorie, wonach Freihandel der 
Autarkielösung überlegen sei, gemäß des Stolper/Samuelson-Theorems (1941) 
explizit ein, dass damit Verluste für bestimmte Branchen einhergehen. Solange diese 
durch Zuwächse der prosperierenden Branchen übertroffen werden, können die 
Gewinner die Verlierer kompensieren und dennoch einen Einkommenszuwachs 
erzielen. Aber wer stellt sicher, dass dieser Transfer überhaupt stattfindet und die 
Handelsgewinne nicht vollständig der Besserstellung jener Eliten vorbehalten 
bleiben, die in den Branchen beschäftigt sind, die vom überregionalen Handel 
profitieren. Wenn letzteres eintritt, würde sich die Situation der ärmsten 
Bevölkerungsteile im Vergleich zur Autarkielösung sogar verschlechtern.  

Es spricht für sich, dass ausgerechnet Samuelson zu einem Doppelschlag gegen die 
von ihm selbst begründete „reine“ Lehre ausholt, indem er darlegt, dass unter den 
Bedingungen der Globalisierung schon die Erzielung von Nettogewinnen durch 
Freihandel scheitern kann. Wenn das Produktionskapital mobil ist, kann nicht mehr 
sichergestellt werden, dass alle am Freihandel beteiligten Länder das 
Volkseinkommen steigern können. Und selbst dort, wo dies gelingt, kann es sein, 
dass die Ärmsten der Armen dabei verlieren. Denn es sind neue urbane 
Mittelschichten, die alle Handelsgewinne für sich abschöpfen, weil sie aufgrund ihres 



Bildungsvorsprungs in der Lage sind, an der arbeitsteiligen Produktion zu 
partizipieren.  

Hinzu kommt ein struktureller Effekt, denn die verlockende Chance auf Zuwächse an 
materiellem Reichtum, den ein konsumtiver und zugleich auf spezialisierter 
Erwerbsarbeit beruhender Lebensstil verheißt, wird unter anderem mit beträchtlichen 
sozialen Risiken erkauft, wie im Folgenden dargelegt wird.  

3 Dysfunktionen der industriellen Fremdversorgung 

Das moderne Leitbild eines räumlich diffusen Fremdversorgungssystems verbindet 
arbeitsteilige Produktion mit einem Lebensstil, der auf lückenloser 
Konsumgüterzufuhr basiert. Konsumierende Individuen greifen auf Leistungen 
zurück, die sie selbst nicht produzieren können, deren Herstellung und Verbrauch 
somit zwei räumlich und zeitlich getrennte Sphären darstellen. Durch Konsum wird 
nicht nur auf die von anderen Menschen an anderen Orten geleistete Arbeit, sondern 
auch den Ertrag andernorts verbrauchter Ressourcen und okkupierter Flächen 
zugegriffen. Der Preis für die permanente Mehrung des materiellen Wohlstandes 
besteht jedoch nicht nur in den ökologisch ruinösen Entgrenzungstendenzen, die 
diesem Versorgungssystem innewohnen. Hinzu tritt eine substanzielle Beunfähigung 
und strukturelle Vulnerabilität der darauf gründenden Lebensform. 

3.1 Freiheitsverluste durch substanzielle Beunfähigung 

Fremdversorgte Individuen sind immer vom Zufluss eines hinreichenden monetären 
Geldeinkommens abhängig, das sich aus spezialisierter Erwerbsarbeit, 
Unternehmensgewinnen oder staatlichen Transferleistungen speist. Sie haben im 
Zuge ihrer Assimilation in die industrielle Arbeitsteilung jegliche Kompetenz aufgeben 
müssen, durch produktive Leistungen jenseits konsumtiver Handlungen zur eigenen 
Versorgung beizutragen (vgl. Mumford 1977, S. 498, S. 509 ff.). Durch den 
fortschreitenden Verlust substanzieller Fertigkeiten, handwerklichen Könnens, der 
nötigen Handwerkszeuge und des Selbstvertrauens auf die subsistenten Fähigkeiten 
werde die Abhängigkeit von Großtechnologien verstärkt und ab einem bestimmten 
Entwicklungspunkt irreversibel. Diese Irreversibilität ist darauf zurückzuführen, dass 
die „Erbmasse“ substanzieller Fertigkeiten auf empirischem Wissen basiert und nur 
persönlich weitergegeben werden kann; eine Speicherung dieses Wissens findet 
durch interpersonalen Austausch und nicht durch Aufzeichnungen statt, zumal sich 
die Subtilität manueller Abläufe einer textuellen Darstellung ohnehin weitgehend 
entzieht. Durch die Eliminierung der Weitergabe solchen Wissens und das 
biologische Erlöschen der menschlichen Wissensträger erlischt damit langfristig auch 
eine Quelle der „Daseinsmächtigkeit“ (Gronemeyer 1988).  

Darüber hinaus führt diese systematische Beunfähigung zu einem Verlust an 
Handlungsoptionen, die jenseits großdimensionierter und räumlich entgrenzter 
Strukturen denkbar wären. Die allmähliche Monopolisierung eines bestimmten 
Entwicklungsmodus verhindert gesellschaftliche Transformationen jenseits 



industrieller und – wie noch zu erläutern sein wird – wachstumsabhängiger 
Versorgungsmuster.  

Ab einem gewissen technologischen Entwicklungsniveau (Kapitalintensität, 
Komplexität, Energieverbrauch) tritt ein „zivilisatorischer Lock-in-Effekt“ ein. Im Sinne 
einer allumfassenden technologischen Pfadabhängigkeit muss sich der 
industrialisierte Mensch den Strukturen und der Logik vorherrschender Technologien 
unterordnen. Das radikale Monopol des industriellen Komplexes wirkt in alle 
soziokulturellen Bereiche hinein und determiniert schließlich jegliche gesellschaftliche 
Entwicklung. Die Freiheit des Individuums, sich für nicht-industrielle Optionen zu 
entscheiden, wird marginalisiert; politische Entscheidungen werden den 
Sachzwängen der industriellen „Megamaschine“ (Mumford 1967/1977) angepasst 
und gesellschaftspolitische Diskurse ob ihrer Komplexität von hieratisch 
kommunizierenden Facheliten beherrscht, so dass die partizipatorischen 
Möglichkeiten der Bürger de facto eliminiert werden. Daraus ergeben sich kaum zu 
überwindende Barrieren, die einem Wandel von Lebens- und Versorgungsstilen 
entgegenstehen. Wie sich im weiteren Verlauf herausstellen wird, zählt gerade die 
individuelle Befähigung zur unilateralen, kreativen Abweichung von industrieller 
Fremdversorgung zu den Vorbedingungen einer „Postwachstumsökonomie“.  

„Gewaltige Verkehrsmittel, Bauten und Werkzeuge entmachten den politischen 
Prozess und zwingen den wehrlosen Menschen in ihren Dienst“, gibt Illich (1978, S. 
77) zu bedenken. Insofern eine vorangeschrittene Industriegesellschaft auf großen 
Energieinputs basiert, folgert er, dass massive Energieanwendung als Merkmal 
industrieller Versorgung die Natur erst zerstört, nachdem bereits die Gesellschaft 
vergewaltigt wurde.  

3.2 Vulnerabilität 

Mit dem Konsumwohlstand wachsen deshalb die soziale Fallhöhe und folglich auch 
die Verlustangst angesichts der latenten Drohung, dass den als unverzichtbar 
empfundenen Konsum- und Mobilitätsausschweifungen die Einkommens- und 
Ressourcenbasis wegbricht, insbesondere in Verbindung mit dem Peak Oil-
Phänomen.  

Sen (1982) hat anhand des Verlaufs vergangener Hungersnöte dargelegt, dass 
Individuen, die ihre Fähigkeit zur (wenigstens partiellen) Selbstversorgung zugunsten 
einer monetär entgoltenen Erwerbsarbeit aufgeben, selbst dann in bedrohliche Not 
geraten können, wenn in der betreffenden Region genug Güter vorhanden sind, um 
alle Bewohner zu versorgen. Geldbasierte Fremdversorgung impliziert, dass der 
Anspruch auf Güter allein von der Kaufkraft des monetären Einkommens abhängt. 
Sowohl Preiserhöhungen als auch Einkommenssenkungen können die Kaufkraft 
unter eine Grenze senken, die Sen als „starvation set“ bezeichnet: Das Maximum an 
Gütern, welches sich ein Konsument auf Basis seines Geldeinkommens und des 
aktuellen Preisniveaus leisten kann, reicht nicht zur Existenzsicherung. Ein aktuelles 
Beispiel: Die Ausweitung derartiger Szenarien erweist sich eingedenk der 
unausweichlichen Verwendungskonkurrenz zwischen (Bio-)Energie und 



Nahrungsmitteln, deren Preise hierdurch steigen können, als äußerst wahrscheinlich. 
Demgegenüber gewährleisten partiell auf Eigenarbeit und lokalen 
Austauschbeziehungen beruhende Versorgungsmuster zwar einen bescheideneren 
Güterwohlstand, sind aber von globalisierten und deshalb „ferngesteuerten“  
Wertschöpfungsketten unabhängig, d.h. sie verringern die soziale Fallhöhe  und die 
Gefährdung essentieller Versorgungsgrundlagen. 

Die durch Entgrenzung zustande gebrachte Wohlstandsexpansion beschwört eine 
fatale Allianz herauf: zunehmende Fallhöhe trifft auf zunehmende Instabilität. Der 
moderne Drahtseilakt einer lückenlosen und räumlich entgrenzten Fremdversorgung 
erinnert an Goethes Faust. Die Aussicht auf das Neue, Bessere oder schlicht 
Zusätzliche vom Selben wird mit Kontrollverlust erkauft. Also kehrt durch die Hintertür 
zurück, was der Raum und Zeit überwindende Fortschritt im Namen moderner 
Freiheit hätte überwinden sollen, nämlich Schicksalsabhängigkeit. Vollständig 
fremdversorgte Individuen haben verlernt, sich selbst zu versorgen, benötigen zur 
Finanzierung der von außen zu beziehenden Leistungen ein stetig zu steigerndes 
Geldeinkommen – ganz gleich ob kraft spezialisierter Erwerbsarbeit oder staatlichem 
Transfer. Die einst so fröhliche Konsumparty wird deshalb von doppelter 
Zukunftsangst überschattet, denn beides ist angreifbar: die Ressourcen- und die 
Geldversorgung.  

Mehrfache Vulnerabilität impliziert im konstruktiven Umkehrschluss die Suche nach 
Lösungen, die in mehrfacher Hinsicht zu sog. „Resilienz“ verhelfen. Letztere umfasst 
die Stabilitätseigenschaften eines Systems gegenüber exogenen Störgrößen, welche 
den Fortbestand des Systems oder bestimmter seiner Funktionen unterminieren. 
Allerdings wird schnell deutlich, dass bloße Unabhängigkeit von fossilen Strukturen 
nicht hinreichend für Resilienz sein kann, sondern das umfassendere Konzept der 
„Postwachstumsökonomie“ vonnöten ist.  

Die „Transition Town“-Bewegung greift Peak Oil und den Klimawandel als 
Störgrößen auf, denen durch kleinräumige und tendenziell subsistente 
Versorgungsstrukturen zu begegnen sei. Für diese zunächst an materiellen 
Zielgrößen – weniger Ölbedarf, weniger CO2-Verursachung etc. – orientierte 
Transformation werden praktische Umsetzungsschritte empfohlen, die eher im 
sozialen (solidarisches Wirtschaften), kulturellen (Suffizienz) und institutionellen (z.B. 
Regiogeld) als im technischen Bereich angesiedelt sind. In verallgemeinerter Form 
lässt sich der Transition-Ansatz als Element der Postwachstumsökonomie auffassen. 
Diese fußt unter anderem auf dem empirischen und theoretischen Befund, dass 
global arbeitsteilige und geldbasierte Wertschöpfung nicht vollständig 
dematerialisiert, also von Ressourcenverbräuchen und Umweltschäden entkoppelt 
werden kann. Unter dieser Prämisse wären Klimaschutz und Resilienz im Sinne einer 
Vermeidung von Ressourcenabhängigkeit nicht nur unvereinbar mit einem weiteren 
Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP), sondern bedürften sogar einer 
Übergangsphase, in der die industrielle Wertschöpfung auf ein tragfähiges Niveau 
reduziert wird.  



Aber dann sind Versorgungssysteme, Lebensstile und ggf. institutionelle 
Arrangements gefragt, welche erstens dazu befähigen, die unumgänglichen 
Reduktionsleistungen auf individueller Ebene – andernfalls wäre Fremdversorgung 
trivialerweise gerade nicht zu überwinden – zu meistern und die zweitens zur 
Milderung struktureller Wachstumsursachen beitragen. Eine Wiedererlangung 
dessen, was Gronemeyer (1988) als „Daseinsmächtigkeit“ bezeichnet, beruht auf der 
Synergie zweier Eigenschaften, die einen interessanten Zugang zur Resilienz 
eröffnen. Wenn Versorgungsansprüche genügsam mit den Möglichkeiten in Einklang 
gebracht würden, welche sich aus eigenen produktiven Fähigkeiten und den nahe 
gelegenen, nicht durch äußere Zuflüsse vermehrten Ressourcen speisen, ergänzen 
sich Suffizienz und Subsistenz – zwei Kernelemente der Postwachstumsökonomie – 
zu ökonomischer Souveränität. 

4 Industrielle Spezialisierung als Wachstumstreiber 

Ein weiteres Problem des Fremdversorgungssyndroms besteht im Aufbau funktional 
hoch ausdifferenzierter – also „langer“ – Wertschöpfungsketten. Dies setzt 
permanentes Wachstum voraus. Warum? Wenn Leistungserstellung, die vormals an 
einen Produktionsstandort gebunden war, in möglichst viele isolierte 
Fertigungsstufen zerlegt wird, erlaubt dies deren flexible und ortsungebundene 
Verlagerung. So kann jeder isolierte Teilprozess der Herstellung jeweils dorthin 
verschoben werden, wo durch Spezialisierung und Größenvorteile die Kosten 
minimal sind. Somit beruht Wohlstandsmehrung durch industrielle Arbeitsteilung auf 
einer wachsenden Anzahl zwischengeschalteter Spezialisierungsstufen. Jede davon 
muss vor Aufnahme der Produktion die benötigten Inputs vorfinanzieren, also 
investieren, wozu Fremd- und/oder Eigenkapital benötigt wird. Jede am 
arbeitsteiligen Wertschöpfungsprozess beteiligte Unternehmung muss daher einen 
entsprechenden Überschuss erwirtschaften, um die Fremdkapitalzinsen und/oder 
Eigenkapitalrendite zur Deckung des Investitionsrisikos zu erzielen. Letzteres steigt 
überdies mit zunehmender Komplexität, also Anzahl, Distanz und Anonymität der 
Produktionsstätten. Die Untergrenze für das insgesamt nötige Wachstum zur 
Stabilisierung des Wertschöpfungsprozesses wird daher mit jedem weiteren 
arbeitsteilig integrierten Unternehmen erhöht, dessen Überleben nur bei Erzielung 
eines hinreichenden Überschusses möglich ist. 

Hierbei darf nicht die elementare Rolle der Geldschöpfung übersehen werden. Denn 
die zuvor beschriebene Dynamik wäre nicht oder nur in viel schwächerer Ausprägung 
denkbar, wenn die Geschäftsbanken nicht ständig neues Geld schöpfen könnten, um 
die Unternehmen mit Krediten für die Investitionen zu versorgen. Diese 
Geldschöpfung erfolgt praktisch aus dem Nichts, weil die Banken bei der 
Kreditvergabe nicht einfach nur die Spareinlagen eins zu eins weitervermitteln, 
sondern Schulden in Geld verwandeln können. Dieses „Schuldgeldsystem“ setzt der 
wundersamen Geldvermehrung keine Grenzen und wandelt neues Geld in reales 
Wachstum um, weil sich daraus das Kapital für produktive Investitionen speist, das 
wiederum unter Verwertungszwang steht.  



Eine Begleiterscheinung entgrenzter Wertschöpfungsprozesse besteht darin, dass 
der dabei eingesetzte technische Fortschritt fortwährend die Arbeitsproduktivität 
steigert. Deshalb lässt sich jeder einmal erreichte Beschäftigungsstand nach einem 
Innovationsschub nur beibehalten, wenn die Produktionsmenge hinreichend wächst. 

  
5 Notwendige Bedingungen für eine Postwachstumsökonomie: Suffizienz und 
Subsistenz 

Die Antithese zu einer auf Wachstum, Geld- und Fremdversorgung basierenden 
Existenzform entspräche dem sozialverträglichen Rück- und Umbau des 
Industriesystems zu einer Postwachstumsökonomie. Die Letztere lässt sich nur 
stabilisieren, wenn die oben genannten strukturellen Wachstumstreiber vermieden 
oder zumindest graduell entschärft werden. Dies verweist auf die Notwendigkeit von 
Versorgungsstrukturen, die nicht nur genügsamer (Suffizienz) sein müssen, sondern 
die Kapitalintensität und räumlich entgrenzte Architektur des herrschenden 
Industriesystems teilweise ersetzen (Subsistenz). Auf diese Weise würde dem 
radikalen Monopol einer industriellen Versorgung punktuell eine 
subsistenzwirtschaftliche Alternative entgegengestellt. Als Resultat entstünde eine 
Ökonomie der kleinen Einheiten, insbesondere der kürzeren Distanzen zwischen 
Verbrauch und Produktion. Der Rückbau globalisierter Wertschöpfungsketten erweist 
sich auf unterschiedlichen Betrachtungsebenen als essentiell für eine ökologisch 
übertragbare und wachstumsbefriedete Ökonomie.  

Das Resultat einer solchen Transformation wäre mindestens durch die folgenden drei 
Merkmale gekennzeichnet: (1) Dezentrale und kleinräumige Versorgungssysteme, 
(2) ein höherer Grad an Selbstversorgung und (3) „konviviale Werkzeuge“ (Illich 
1973/2011) anstelle kapital- und energieintensiver Technologien. Auf Basis dieser 
Subsistenzorientierung kann jedoch niemals das derzeitige Versorgungsniveau 
moderner Konsumgesellschaften aufrechterhalten werden (vgl. Trainer 2007). 
Folglich setzt das Erreichen eines Zustandes, der mit einer Postwachstumsökonomie 
vereinbar ist, prägnante Suffizienzleistungen voraus. Unverzichtbar wird damit 
zugleich ein kultureller Übergang hin zu einer „frugalen Lebensweise“ (Illich 
1973/2011, S. 151).  

Im weiteren Verlauf dieses Beitrags soll die kulturelle Dimension (Suffizienz)  
lediglich im nächsten Abschnitt skizziert werden. Vertieft wird demgegenüber die 
strukturelle Dimension (Subsistenz) einer Postwachstumsökonomie. 

5.1 Suffizienz 

Im Gegensatz zu expansiven Nachhaltigkeitsauslegungen, etwa im Sinne der „Green 
Economy“ oder des „Green New Deals“, gründet Suffizienz (vgl. Paech 2010) auf 
ökonomischen Reduktionsleistungen. Damit Konsumaktivitäten überhaupt Nutzen 
stiften können, muss ihnen ein Minimum an eigener Zeit und Aufmerksamkeit gewid-
met werden. Da aber die verfügbare Zeit aus individueller Perspektive nicht gestei-
gert werden kann, droht eine Eskalation: Ein knappes, nicht vermehrbares Quantum 



an Zeit muss auf eine immer größere Anzahl von Konsumobjekten verteilt werden. 
Jedem einzelnen davon wird ein zusehends geringeres Quantum an Zeit zuteil. Dies 
beschwört eine Eskalation herauf, die sich in Form von Überbelastung, Flüchtigkeit 
oder gar Burn Out-Erscheinungen artikulieren kann. In diesem Fall entspräche die 
Konzentration auf eine überschaubare Anzahl von Konsumaktivitäten keinem 
Verzicht, sondern Selbstschutz vor Verzettelung und Reizüberflutung. Sich klug jenes 
Ballastes zu entledigen, der viel Zeit kostet, aber nur minimalen Nutzen stiftet, 
bedeutet zugleich mehr Unabhängigkeit vom volatilen Marktgeschehen, von Geld 
und Erwerbsarbeit, also auch Stressfreiheit und Resilienz. Jedenfalls scheinen die 
Rahmenbedingungen, unter denen eine Entledigung von Wohlstandsballast 
intrinsisch motiviert sein könnte, zunehmend relevanter zu werden. 

Da zunehmender Güterwohlstand impliziert, dass ein wachsendes Quantum an 
Gütern innerhalb einer nicht steigerbaren Zeitspanne verarbeitet werden muss, ergibt 
sich eine weitere Konsequenz: Die Objekte müssen notwendigerweise einem 
systematischen Verschleiß, einer ästhetischen bzw. kulturellen Entwertung oder 
einer sonstigen Obsoleszenz unterliegen. Gerade deshalb erschiene es folgewidrig, 
die Reduktion eines derartigen Durchflusses mit „Verzicht“ zu assoziieren. Dieser 
Gedanke findet sich bereits bei Mumford (1967/1977, S. 508), der darauf hinweist, 
„dass trotz der immensen Vermehrung des materiellen Reichtums der Welt durch 
unsere hochenergetische Technologie der Nettogewinn nicht annähernd so groß ist, 
wie für gewöhnlich angenommen wird, wenn man den konstanten Faktor bewusster 
Vergeudung, raschen Veraltens […] in Betracht zieht.“  

Leopold Kohr (1962/1982, S. 54ff.) weist darauf hin, dass manche materiellen Güter 
den Charakter von Gegenmitteln für die Folgen vorherigen Wachstums aufweisen, 
„deren Besitz unsere Lebensbedingungen nicht verbessert, sondern lediglich 
verhütet, dass sie schlechter werden. Sie sind wie Aspirintabletten." Kohr spricht in 
diesem Zusammenhang gar von einem "Aspirin-Lebensstandard". 

Suffizienz als Antithese zu einer derartigen Lebensform setzt allerdings voraus, dass 
die nur noch in verringerter Quantität genutzten Güter bestimmte Charakteristika 
aufweisen. Gefragt sind Designlösungen, die sich durch eine dauerhaft attraktive 
Ästhetik dem Ex-und-Hopp-Modus widersetzen, deren sinnlicher Zugang von 
bleibendem Wert ist. Anzustreben wäre eine "ästhetische Langlebigkeit". Objekte, die 
beständig zu fesseln und emotional zu befriedigen vermögen, sind Sand im Getriebe 
eines ausufernden Konsumismus, der das bereits Geschaffene in immer kürzeren 
Zyklen entwertet und zu Entsorgungsfällen degradiert. Die Produktion von 
Zeitlosigkeit, mithin von Symbolen, die über vergängliche Moden erhaben sind, 
verlangt weniger nach technischer als nach einer besonderen Form von 
künstlerischer Kreativität. Genau hier wird die ästhetische Gestaltung zu einem 
Instrument der Suffizienz: Weniger kann mehr sein, wenn die Konzentration auf das 
Wenige hinreichend sinnstiftend ist. Die Aufwertung, Optimierung, Instandhaltung, 
Konversion, Renovation und der dauerhafte Erhalt vorhandener Artefakte sind dann 
eine mindestens so relevante Designaufgabe wie die Produktion von neuem. Hier 
zeigt sich eine Schnittstelle zwischen Produktdesign, Suffizienz und Subsistenz. 



5.2 Moderne Subsistenz 

Eine neu zu justierende Balance zwischen Selbst- und Fremdversorgung kann 
unterschiedlichste Formen annehmen. Zwischen den Extremen reiner Subsistenz 
und globaler Verflechtung existiert ein reichhaltiges Kontinuum unterschiedlicher 
Fremdversorgungsgrade. Deren Reduzierung bedeutet, von außen bezogene 
Leistungen durch eigene Produktion punktuell oder graduell zu ersetzen. Urbane 
Subsistenz (vgl. Dahm/Scherhorn 2008) entfaltet ihre Wirkung im unmittelbaren 
sozialen Umfeld, also auf kommunaler oder regionaler Ebene. Sie basiert auf einer 
(Re-)Aktivierung der Kompetenz, manuell und kraft eigener Tätigkeiten Bedürfnisse 
jenseits kommerzieller Märkte zu befriedigen, vor allem mittels handwerklicher 
Fähigkeiten. Die hierzu benötige Zeit könnte sich aus einem prägnanten Rückbau 
des industriellen Systems speisen. Durch eine Halbierung der Erwerbsarbeit ließen 
sich Selbst- und Fremdversorgung so kombinieren, dass sich die Güterversorgung 
auf ein (bescheideneres) monetäres Einkommen und marktfreie Produktion stützt. 
Neben ehrenamtlichen, gemeinwesenorientierten, pädagogischen und künstlerischen 
Betätigungen erstreckt sich urbane Subsistenz auf drei Outputkategorien, die 
industrielle Produktion substituieren. 

1. Nutzungsintensivierung durch Gemeinschaftsnutzung: Wer sich einen Ge-
brauchsgegenstand vom Nachbarn leiht, ihm als Gegenleistung ein Brot backt 
oder das neueste Linux-Update installiert, trägt dazu bei, materielle Produktion 
durch soziale Beziehungen zu ersetzen. Objekte wie Autos, Waschmaschinen, 
Gemeinschaftsräume, Gärten, Werkzeuge, Digitalkameras etc. sind auf 
unterschiedliche Weise einer Nutzungsintensivierung zugänglich. Sie können 
gemeinsam angeschafft werden oder sich im privaten Eigentum einer Person 
befinden, die das Objekt im Gegenzug für andere Subsistenzleistungen zur 
Verfügung stellt. Dabei können auch sog. „Commons“ (Ostrom 2011) als 
Institution geeignet sein.  

2. Nutzungsdauerverlängerung: Ein besonderer Stellenwert käme der Pflege, 
Instandhaltung und Reparatur von Gütern jeglicher Art zu. Wer durch hand-
werkliche Fähigkeiten oder manuelles Improvisationsgeschick die Nutzungsdauer 
von Konsumobjekten erhöht – zuweilen reicht schon die achtsame Behandlung, 
um den frühen Verschleiß zu vermeiden –, substituiert materielle Produktion durch 
eigene produktive Leistungen, ohne notwendigerweise auf bisherige Konsumfunk-
tionen zu verzichten. Wenn es in hinreichend vielen Gebrauchsgüterkategorien 
gelänge, die Nutzungsdauer der Objekte durch Erhaltungsmaßnahmen und Repa-
ratur durchschnittlich zu verdoppeln, dann könnte die Produktion neuer Objekte 
entsprechend halbiert werden. Auf diese Weise würde ein Rückbau der Industrie-
kapazität mit keinem Verlust an Konsumfunktionen der davon betroffenen Güter 
einhergehen. Tauschringe, Netzwerke der Nachbarschaftshilfe, Verschenkmärkte 
und „Transition Towns“ sind nur einige Beispiele dafür, dass lokal erbrachte 
Leistungen über den Eigenverbrauch hinaus einen Leistungstausch auf lokaler 
Ebene erlauben. 



3. Eigenproduktion: Im Nahrungsmittelbereich erweisen sich Hausgärten, Dach-
gärten, Gemeinschaftsgärten und andere Formen der urbanen Landwirtschaft (vgl. 
Müller 2011) als dynamischer Trend, der zur Deindustrialisierung dieses Bereichs 
beitragen kann. Darüber hinaus sind künstlerische und handwerkliche Leistungen 
möglich, die von der kreativen Wiederverwertung ausrangierter Gegenstände über 
Holz- oder Metallobjekte in Einzelfertigung bis zur semi-professionellen „Marke 
Eigenbau“ (Friebe/Ramge 2008) reichen.  

Durch derartige Subsistenzleistungen kann bewirkt werden, dass eine Halbierung der 
Industrieproduktion und folglich der monetär entlohnten Erwerbsarbeit nicht per se 
den materiellen Wohlstand halbiert: Wenn Konsumobjekte länger und 
gemeinschaftlich genutzt werden, reicht ein Bruchteil der momentanen industriellen 
Produktion, um dasselbe Quantum an Konsumfunktionen oder „Services“, die diesen 
Gütern innewohnen, zu extrahieren. Urbane Subsistenz besteht also darin, einen 
markant reduzierten Industrieoutput durch Hinzufügung eigener Inputs aufzuwerten 
oder zu „veredeln“. Diese Subsistenzinputs lassen sich den folgenden drei 
Kategorien zuordnen:  

a. Handwerkliche Kompetenzen und Improvisationsgeschick, um Potenziale der 
Eigenproduktion und Nutzungsdauerverlängerung auszuschöpfen 

b. Eigene Zeit, die aufgewandt werden muss, um handwerkliche, substanzielle, 
manuelle oder künstlerische Tätigkeiten verrichten zu können 

c. Soziale Beziehungen, ohne die subsistente Gemeinschaftsnutzungen undenkbar 
sind 

Urbane Subsistenz ist das Resultat einer Kombination mehrerer Input- und 
Outputkategorien. Angenommen, Prosument A lässt sich ein defektes Notebook von 
Prosument B, der über entsprechendes Geschick verfügt, reparieren und überlässt 
ihm dafür Bio-Möhren aus dem Gemeinschaftsgarten, an dem er beteiligt ist. Dann 
gründet diese Transaktion erstens auf sozialen Beziehungen, die Person A sowohl 
mit B als auch mit der Gartengemeinschaft eingeht, zweitens auf handwerklichen 
Kompetenzen (A: Gemüseanbau; B: defekte Festplatte erneuern und neues 
Betriebssystem installieren) und drittens auf eigener Zeit, ohne die beide manuelle 
Tätigkeiten nicht erbracht werden können. Die Outputs erstrecken sich auf 
Eigenproduktion (Gemüse), Nutzungsdauerverlängerung (Reparatur des Notebooks) 
und Gemeinschaftsnutzung (Gartengemeinschaft). Selbstredend sind auch 
Subsistenzhandlungen naheliegend, die keiner Ausschöpfung der vollständigen 
Palette denkbarer Subsistenzinputs und -outputs bedürfen. Wer seinen eigenen 
Garten bewirtschaftet, die Nutzungsdauer seiner Textilien durch eigene Reparatur-
leistungen steigert oder seine Kinder selbst betreut, statt eine Ganztagsbetreuung zu 
konsumieren, nutzt keine sozialen Beziehungen, wohl aber Zeit und handwerkliches 
Können. Die Outputs erstrecken sich in diesem Beispiel auf 
Nutzungsdauerverlängerung und Eigenproduktion. 



Insoweit Subsistenzkombinationen im obigen Sinne Industrieoutput ersetzen, senken 
sie zugleich den Bedarf an monetärem Einkommen. Eine notwendige Bedingung für 
das Erreichen geringerer Fremdversorgungsniveaus besteht somit in einer 
Synchronisation von Industrierückbau und kompensierendem Subsistenzaufbau. So 
ließe sich der Verlust an monetärem Einkommen und industrieller Produktion sozial 
auffangen – jedoch nicht auf dem vorherigen materiellen Niveau. Deshalb ist dieser 
Übergang nicht ohne flankierende Suffizienzleistungen denkbar. 

6 Strategien zur Reduktion struktureller Wachstumszwänge 

Zwecks Überwindung kapitalbedingter Expansionstreiber lassen sich prinzipiell zwei 
Entwicklungsrichtungen ausmachen, die den Nachhaltigkeitsdiskurs prägen.  

a. Institutionelle Perspektive: Marxistische Positionen sowie die Geld- und 
Bodenreformbewegung orientieren sich an einer institutionellen „Entschärfung“ 
von Kapitalverwertungszwängen oder -interessen. Während erstere über eine 
Vergesellschaftung oder demokratische Regulierung von Kapitalbeständen 
jegliche Profitorientierung ausschalten wollen, thematisieren letztere den 
Zinseszinseffekt sowie die Abschöpfung von Bodenrenten. Auch der Diskurs um 
die „Commons“ (Gemeingüter, Allmenden) zielt darauf, Eigentums- und 
Nutzungsrechte so zu verändern, dass anstelle unternehmerischer 
Profitmaximierung die unmittelbare Bedürfnisbefriedigung angestrebt wird.  

b. Substanzielle Perspektive: Weitreichendere Konzepte, die sich unter anderem bei 
Kohr (1957), Mumford (1967), Schumacher (1973) und Illich (1973) finden, 
begnügen sich nicht mit einer „Zähmung“ oder nur gerechteren Verteilung der 
Kapitalverwertung, sondern hinterfragen grundsätzlich die Architektur jener 
Versorgungssysteme, aus denen sich die Notwendigkeit eines bestimmten 
Kapitaleinsatzes ergibt. Sowohl die Technologie als auch der Grad an industrieller 
Spezialisierung – folglich auch die räumliche Reichweite von 
Wertschöpfungsketten – werden damit zum Gestaltungsobjekt. Beides beeinflusst 
maßgeblich den Kapitaleinsatz, und zwar in doppelter Hinsicht, nämlich über die 
technologisch determinierte Kapitalintensität der Produktion und die Höhe des 
Outputs. Indem die technische und räumliche Beschaffenheit von 
Produktionssystemen thematisiert wird, steht weitaus mehr zu Disposition als 
lediglich das Eigentum an Produktionsmitteln, deren Einsatz ansonsten nicht 
hinterfragt wird, oder die bloße Verteilung eines weiterhin zu maximierenden 
materiellen Wohlstandes.  

Im Folgenden sollen drei Ansatzpunkte zur Minderung struktureller 
Wachstumszwänge beleuchtet werden, nämlich  

− die Kombination verschiedener Wertschöpfungssysteme zwecks direkter 
Beeinflussung der Kapital- bzw. Arbeitsintensität,  

− Technologien, die per se mit einer höheren Arbeitsintensität korrespondieren 
sowie    



− die Wirkung kurzer Wertschöpfungsketten auf erwartete Kapitalrenditen bzw. -
verzinsungen.   

6.1 Idealtypische Wertschöpfungssysteme  

Zunächst können drei idealtypische Versorgungssysteme unterschieden werden: (1) 
Globale industrielle Arbeitsteilung, (2) Regionalökonomie und (3) moderne 
Subsistenz. Die Transformation zu einer Postwachstumsökonomie entspräche einem 
Strukturwandel, der neben einer Ausschöpfung aller Reduktionspotenziale 
(Suffizienz) die verbliebene Produktion graduell und punktuell vom ersten zum 
zweiten und dritten Aggregat verlagern würde.  

 

 

Abbildung 1: Idealtypische Versorgungssysteme und deren Anpassung an eine 
Postwachstumsökonomie 

 

Diese drei Systeme ergänzen sich nicht nur, sondern können synergetisch zu einer 
veränderten Wertschöpfungsstruktur verknüpft werden – insbesondere der erste und 
dritte Bereich. Endnutzer, denen innerhalb konventioneller Wertschöpfungsprozesse 
nur die Rolle eines Verbrauchers zukommt, können als Prosumenten zur Substitution 
industrieller Produktion beitragen. Im Unterschied zum traditionellen 
Subsistenzbegriff sind die bereits im vorangegangenen Abschnitt dargestellten 
Selbstversorgungspraktiken eng mit industrieller Produktion verzahnt. Insbesondere 
entkommerzialisierte Nutzungsdauerverlängerung und Nutzungsintensivierung  
können als nicht-industrielle Verlängerung von Versorgungsketten aufgefasst 
werden. Durch Hinzufügung der marktfreien und eigenständig erbrachten Inputs Zeit, 
handwerkliche Tätigkeiten und sozial eingebetteter Leistungsaustausch werden die 
in materiellen Gütern gebundenen Nutzenpotenziale maximiert.  



Folglich verändern sich Produktlebenszyklen: Die Industriephase wird mit einer daran 
anknüpfenden Subsistenzphase verzahnt. Produktion, Nutzung und Subsistenz – 
letztere verstanden als Aktivitäten, die den Bestand an Objekten erhalten und 
aufwerten – ergänzen sich zu einem mehrphasigen Wertschöpfungsprozess, der sich 
auf denselben Gegenstand bezieht. Dabei lässt sich die Nutzungsphase insoweit 
nicht von der Subsistenzphase trennen, als die Letztere sowohl eine achtsame 
Verwendung zwecks Nutzungsdauerverlängerung als auch soziale Praktiken der 
Nutzungsintensivierung umfasst. Prosumenten tragen eigenständig zur Bewahrung 
ihres Güterbestandes bei, so dass der Industrieoutput reduziert werden kann. 
Letzterer kann damit auch als Input für daran anknüpfende Subsistenzformen 
aufgefasst werden.   

Die Integration kreativer Subsistenzleistungen lässt ein kaskadenartiges 
Wertschöpfungsgefüge entstehen. Dieses erstreckt sich auf eine behutsame 
Nutzung, Pflege, Wartung, Instandhaltung, modulare Erneuerung sowie 
eigenständige Reparaturleistung. Danach erfolgen die Weiterverwendung 
demontierter Bestandteile sowie gegebenenfalls eine Anpassung an andere 
Verwendungszwecke. Letztere umfasst „Upcycling“-Praktiken, das Zusammenfügen 
von Einzelteilen mehrerer nicht mehr funktionsfähiger Objekte zu einem brauchbaren 
Objekt. Die Verwahrung, Veräußerung oder Abgabe demontierter Einzelteile an 
Sammelstellen und Reparaturwerkstätten schließt daran an. Darüber hinaus besteht 
die Möglichkeit der Weitergabe noch vollständig funktionsfähiger Güter an sog. 
„Verschenkmärkte“ oder „Umsonstkaufhäuser“. Zudem können Gebrauchsgüter von 
mehreren Personen genutzt werden (Nutzungsintensivierung).  

Diese Nutzungskaskade weist diverse Schnittstellen zu kommerzialisierten 
Nutzungs- bzw. Produktionssystemen auf. Sowohl funktionsfähige Produkte als auch 
demontierte Einzelteile oder Module lassen sich über den Second-Hand-
Einzelhandel, Flohmärkte oder Internet gestützte Intermediäre (eBay, Amazon 
Marketplace etc.) veräußern. Weiterhin können Instandhaltungs- und 
Reparaturmaßnahmen, durch welche Prosumenten überfordert wären, von 
professionellen Handwerksbetrieben übernommen werden. Letztere wären 
Bestandteil der Regionalökonomie. Deren Rolle besteht zusätzlich darin, produktive 
Leistungen des Industriesektors auf Basis tendenziell arbeitsintensiverer (somit 
weniger kapitalintensiver) Herstellungsmethoden und kürzerer Reichweiten der 
Wertschöpfungsketten zu substituieren.  

Während der Industriesektor durch eine relativ hohe Energie- und Kapitalintensität 
gekennzeichnet ist, speist sich die Wertschöpfung der Subsistenzphase fast 
ausschließlich aus Zeit, handwerklichen Kompetenzen und sozialem Austausch. Mit 
Blick auf die gesamte Prozesskette wird damit die durchschnittliche Energie- und 
Kapitalintensität pro Nutzeneinheit gesenkt. Stattdessen steigt die Arbeitsintensität, 
womit gleichsam die Produktivität des Faktors Arbeit abnimmt – allerdings nur 
bezogen auf den gesamten Prozess, bestehend aus der Industriephase und die 
daran anknüpfende (arbeitsintensive) Subsistenzphase. Die höhere Arbeitsintensität 
muss deshalb nicht die Industriephase tangieren, welche weiterhin – jedoch mit 



verringerter Outputquantität – durch spezialisierte und relativ kapitalintensive 
Herstellungsverfahren gekennzeichnet sein kann. Vielmehr ergibt sie sich aus einer 
„handwerklichen“ Verlängerung und Intensivierung der Produktnutzung.  

Daraus ergibt sich eine komplementäre Verknüpfung zwischen Industrie- und 
Subsistenzleistungen. Hinzu kommt eine substitutionale Beziehung zwischen beiden 
Sektoren. Sie stützt sich darauf, dass eigenständige Produktion, etwa durch 
Gemeinschaftsgärten, handwerkliche oder künstlerische Herstellung zur 
unmittelbaren Substitution von Industrieprodukten führt. Das Verhältnis zwischen 
Subsistenz und Regionalökonomie kann sowohl komplementär, wie bereits oben 
skizziert, als auch substitutional geprägt sein. Dasselbe gilt für die 
Transformationsbeziehung zwischen industrieller und regionaler Wertschöpfung. Ein 
komplementäres Verhältnis entsteht dort, wo regionale, handwerklich orientierte 
Betriebe über Reparatur- und Instandhaltungsservices einen reduzierten 
Industrieoutput aufwerten. Zudem können Industriegüter durch regionale Produktion 
substituiert werden (Nahrung, Textilien, bestimmte Ver- und Gebrauchsgüter etc.).  
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Eigenproduktion
Nutzungs-

intensivierung
Nutzungsdauer-

verlängerung

Globale Industrie Regionalökonomie2

3

Pflege/Wartung

Upcycling

Ersatzteildepot

Demontage

(Eigene) Reparatur

Weitergabe?
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1
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(komplementär)
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3. i. Nutzungsoptimierung (komplementär)
ii. Eigenproduktion (substitutional)

 

Abbildung 2: Drei Transformationsmodi des industriellen Versorgungssystems 

 

6.2 Angepasste Werkzeuge zur Senkung der Kapitalintensität 

Sowohl substitutionale als auch komplementäre Übergänge vom Industriesektor zur 
Subsistenz und Regionalökonomie gehen mit einer technologischen Anpassung 
einher. Kohr (1978) unterscheidet zwischen primitiven, mittleren und 
fortgeschrittenen Technologien, die jeweils mit einer entsprechenden Größe des 



relevanten sozialen Systems bzw. der Gesellschaft korrespondieren. Die von ihm 
favorisierten mittleren Technologien sind nicht nur weniger komplex, sondern 
vermeiden eine grenzen- und bedingungslose Maximierung der Arbeitsproduktivität. 
Ähnlich sind die von Illich (1973/2011) beschriebenen „konvivialen“ Technologien. 
Demnach käme es nicht zu einer vollständigen Substitution körperlicher Arbeit durch 
externe Energiezufuhr und Kapitalinput. Angestrebt wird vielmehr eine Balance aus 
handwerklichen Verrichtungen und deren Verstärkung mittels maßvoller 
Energiezufuhr. Ebenso wie Kohr hebt auch Schumacher (1973/1977) den 
dezentralen Aspekt mittlerer Technologien hervor.  

Eine möglichst geringe Kapitalintensität derartiger „Verstärker der menschlichen 
Kraft“ (Illich 1973/2011, S. 42) bewirkt, dass deren Verfügbarkeit nicht von hohen 
Investitionssummen abhängt. Somit wohnt mittleren bzw. konvivialen Technologien 
ein demokratischer und sozial nivellierender Grundcharakter inne. Ihre Verfügbarkeit 
setzt weder Reichtum noch Macht voraus. Schumacher (1973/1977) verbindet damit 
den Wandel von der Massenproduktion hin zur „Produktion der Massen“ (S. 140). 
Der damit implizierte Emanzipationsgedanke wurde kürzlich von Friebe/Ramge 
(2008) mit dem Slogan „Marke Eigenbau: Der Aufstand der Massen gegen die 
Massenproduktion“ aufgegriffen. Während Friebe/Ramge sich gegen die „Rückkehr 
zu einem vorindustriellen Handwerkeridyll“ (S. 8) verwahren, erweist sich ein kurzer 
Rückblick auf diese Entwicklungsstufe durchaus als instruktiv.  

Mumford (1967/1977, S. 493) kennzeichnet Technologien, die vor der 
Industrialisierung genutzt wurden, folgendermaßen: „Wenngleich sie langsam 
arbeiteten, besaßen Gewerbe und Landwirtschaft vor der Mechanisierung, gerade 
weil sei hauptsächlich auf manueller Arbeit beruhten, eine Freiheit und Flexibilität wie 
kein System, das auf eine Garnitur kostspieliger spezialisierter Maschinen 
angewiesen ist. Werkzeuge sind stets persönliches Eigentum gewesen, den 
Bedürfnissen des jeweiligen Arbeiters entsprechend ausgewählt und oft umgestaltet, 
wenn nicht eigens gemacht. Zum Unterschied von komplexen Maschinen sind sie 
billig, ersetzbar und leicht transportierbar, aber ohne Menschenkraft wertlos.“  

Ein weiteres Merkmal angepasster Technologien besteht in ihrer kürzeren 
räumlichen Reichweite, d.h. geringeren Distanzen zwischen Verbrauch und 
Produktion. Daraus ergibt sich nicht nur eine hohe Kompatibilität mit Ansätzen der 
Subsistenz und Regionalökonomie, sondern die Möglichkeit ihrer eigenständigen 
Gestaltung und Reparatur. Solchermaßen beschaffene Technologien sind flexibel, 
beherrschbar und autonom. Auf dieser Grundlage sind daseinsmächtigere 
Versorgungs- und Existenzformen möglich. Sie schützen nicht nur vor Ausgrenzung 
und Manipulation, sondern gewährleisten Stabilität. Insoweit an die Stelle 
vereinheitlichender und zentraler Strukturen eine flexible „Polytechnik“ (Mumford 
1967/1977, S. 487ff.) tritt, ergibt sich eine Vielfalt an Werkzeugen. Diese trägt erstens 
zur Krisenfestigkeit (Resilienz) bei und hält zweitens eine reichere Variation an 
Entwicklungspfaden und möglichen Reaktionen auf Störgrößen offen.    



Die verschiedenen Spielarten angepasster Technologien ermächtigen zu jenem 
Prosumententum, ohne das eine Postwachstumsökonomie kaum möglich erscheint. 
Zudem korrespondieren sie mit einer Senkung der Kapitalintensität, was nicht nur 
geringere Verwertungszwänge impliziert, sondern dazu verhilft, einen bestimmten 
Beschäftigungsstand ohne oder zumindest mit geringeren Wachstumsraten 
stabilisieren zu können. Ein weiteres Kriterium, die Abhängigkeit von (Experten-) 
Wissen betreffend, betont Illich (1973/2011, S. 91): „Wie viel jemand selbsttätig 
lernen kann, hängt ganz maßgeblich von der Beschaffenheit seiner Werkzeuge ab: 
Je weniger konvivial sie sind, desto mehr Ausbildung erfordern sie.“ Angepasste 
Technologien würden demnach nicht nur von einer Monopolisierung unerlässlichen 
Wissens, sondern von den Zwängen und Ausgrenzungstendenzen der 
Wissensgesellschaft befreien. Ihr demokratischer Charakter, die finanziell 
voraussetzungslose Verfügbarkeit sowie ihre Individualisierbarkeit tragen dazu bei, 
den notwendigen Rückbau der Industrie sozial abzufedern.  

8 Fazit: Die soziale Wiedereinbettung ökonomischer Systeme 

Aus der Perspektive idealtypischer Wertschöpfungssysteme lässt sich der Übergang 
zur Postwachstumsökonomie als dreifaches „Abschmelzen“ bzw. Verlagern des 
globalisierten industriellen Fremdversorgungskomplexes auffassen.  

1. Die Suffizienzorientierung legt eine Phase der Entledigung materieller 
Wohlstandsartefakte nahe, die zeitökonomisch betrachtet ohnehin kaum 
zusätzlichen Nutzen stiften, sondern zusehends als Belastung im Sinne von 
Reizüberflutung wirken. Daraus resultierende Reduktionspotenziale des 
industriellen Outputs entsprechen keiner Verzichtsleistung, sondern einer 
„Befreiung vom Überfluss“ (Paech 2012).  

2. Die Transformationsbeziehung zwischen Industrie- und Regionalsektor kann 
sowohl substitutionaler als auch komplementärer Art sein.  

3. Zwischen moderner Subsistenz und einem schrumpfenden Industriekomplex 
bestehen ebenfalls substitutionale und komplementäre Beziehungen.  

Der Rückbau des industriellen Komplexes erfordert eine Balance zwischen drei sich 
ergänzenden Versorgungssystemen sowie angepasste Technologien. Insgesamt 
kann sich daraus eine mehrfache Wiedereinbettung des Ökonomischen in das 
Soziale ergeben. Souveräne Prosumenten ersetzen einen Teil des Industrieoutputs 
mittels substanzieller Schaffenskraft und sozialem Kapital. Sie partizipieren aktiv an 
einem Wertschöpfungsprozess, dessen erste Phase moderner Industrieproduktion – 
jedoch in prägnant reduziertem Umfang – entspricht, an die sich eine zweite 
Subsistenzphase anschließt. Diese Symbiose zwischen hoch spezialisierter und 
arbeitsintensiver Versorgung kann durch eine Regionalökonomie ergänzt werden.  

Geringere Distanzen zwischen Nachfrager und regionalen Anbietern führen zur 
stärkeren Kontrolle der Letzteren. Dies kann die monetären Ansprüche des 
eingesetzten Kapitals senken, wenn damit gleichzeitig kürzere Distanzen zwischen 



Kapitalgebern und -nehmern einhergehen. Eine solche Ökonomie der Nähe schafft 
Transparenz und Vertrauen. Wenn die Produktnachfrager zugleich die Kapitalgeber 
ihrer regionalen Produzenten sind, können Einflussmöglichkeiten auf die 
Kapitalverwendung geltend gemacht werden. Dies senkt die Zins- und 
Renditeansprüche, so dass der Kapitalverwertungs- und somit strukturelle 
Wachstumsdruck sinken kann. Würden in einer hinreichend kleinräumigen Ökonomie 
die Kapitalgeber, welche zugleich Abnehmer der Produkte der Kapitalverwender 
sind, ihre Rendite- bzw. Zinsansprüche erhöhen, müssten sie sich selbst schädigen. 
Denn den Kapitalverwendern bliebe langfristig nichts anderes übrig, als der erhöhten 
Zins- bzw. Renditelast durch Preiserhöhungen zu begegnen.  

Ein Übergang zur Postwachstumsökonomie, der hier nur grob skizziert wurde, kann 
durch eine Vielzahl institutioneller, insbesondere politischer Maßnahmen flankiert 
werden, auf die an anderer Stelle eingegangen wurde (vgl. Paech 2012, S. 134ff.). 
Aber dieses Unterfangen würde auch bei einer erfolgreichen Anwendung der hier 
vorgeschlagenen Strategien mit einer spürbaren Reduktion von Konsum- und 
Mobilitätsleistungen einhergehen. Deshalb wären politische Entscheidungsträger 
derzeit noch vollends damit überfordert, der geneigten Wählerschaft mitzuteilen, dass 
die Wohlstandsparty – zumindest in der gegenwärtigen Ausprägung – beendet ist. 
Erst im Laufe der nicht mehr abwendbaren Ressourcen-, Finanz- und Umweltkrisen 
werden sich zwangsläufig Reaktionsmuster herausbilden, die mit einer 
Postwachstumsökonomie vereinbar sein könnten. Nichtsdestotrotz: Wer schon jetzt 
vorsorglich jene Versorgungspraktiken einübt, die bescheiden sind und eigene 
Subsistenzleistungen abverlangen, hat die besten Chancen, den bevorstehenden 
Kollaps unseres Wohlstandsmodells gelassen zur Kenntnis zu nehmen.  
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